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Seine Ausführungen über die angeblichen Verhandlungsangebote Deutſchlands im Auswärtigen Kusſchuß

Die Tagung des Auswärtigen Ausſchuſſes
Berlin, 27. März.

Der Auswärtige See des Reichstages trat heute
mittag 123 Uhr zu einer Sitzung zuſammen, an der vom Reichs
kabinett neben dem Miniſter des Aeußern von Roſenberg
die Miniſter Oeſer, Luther, Albert, Heinze und
Becker und vom Wiederaufbauminiſterium Dr. Müller ſowie
zahlreiche Mitglieder des Auswärtigen Ausſchuſſes des Reichs
rates, der preußiſche Miniſterpräſident Braun, der
bayeriſche Geſandte von Prager, der ſächſiſche Geſandte
Gradnauer und andere teilnahmen.

Der Vorſitzende, der Abgeordnete Streſemann (Dtſch.
Vpt.), ſprach zunächſt ſein Bedauern über die Erkrankung des
Reichskanzlers aus, die ihn leider an der Teilnahme der
Sitzung hindere. An Stelle des Reichskanzlers äußerte ſich der
Reichsminiſter des Aeußern in ausführlicher vertraulicher
Rede über die politiſche Lage. Danach ſprach Müller-
Franke n (Soz.), der insbeſondere erklärte, weshalb der Zu
ſammentritt des Ausſchuſſes von den Sozialdemokraten beantragt
und um Erklärungen über einige Stellen aus der Mün
chener Rede des Reichskanzlers gebeten hatte.

Der Reichsminiſteer des Aeußern wies an Hand der amt
lichen Dokumente nach, daß die deutſchen Vertreter in
Paris ermächtigt und gerüſtet waren, den deutſchen
NReparationsplan der dort vom 2. bis 5. Januar tagen
den Konferenz der Miniſterpräſidenten ſchriftlich vorzulegen
und mündlich zu erläutern, und für den Fall, daß mündliches
Behör nicht gewährt würde, der Konferenz nur auf ſchriftlichem
Wege zu übermitteln. Auf die Frage, wie ſich die Reichsregie-
rung zu dem Vorſchlag des Staatsſekretärs Hughes ſtelle, ant
wortete der Reichsminiſter, die deutſche Regierung halte den
Plan des Staatsſekretärs Hughes für möglich.

Nach Anſicht der deutſchen Regierung ſollte die vom Staats
ſekretär Hughes vorgeſchlagene internationale Kommiſſion von
Geſchäftsleuten oder ein ähnliches ſachverſtändiges und unpar-
teitſches Gremium, an dem Frankreich und Deutſchland mit
voller Gleichberechtigung teilnehmen, möglichſt bald zuſammen
treten und folgende Fragen beantworten:

Was hat Deutſchland bisher geleiſtet?
Was kann und ſoll Deutſchland gerechterweiſe

noch leiſten?
Auf welche Weiſe können dieſe Lieferungen bewerk-

ſinlligt werden
Werde dieſer oder ein ähnlicher Weg beſchritten, ſo wäre die

i n Wer Weh bereit, an ihe wen rermarkt wegen Bewilligung einer möglichſt großen Anleihe
h utreten, die von Deukſchland mit jeder von dem Anleihe-

nſortium als r bezeichneten Sicherheit auszuſtatten und
an Frankreich oder die Alliierten als ſofortiger barer Vorſchuß
auszugzahlen ſein würde.

Die Regierung fei überzeugt und würde gegebenen-
falls auch in geſetzlicher Form dafür ſorgen, daß die
deutſchen Jnduſtrie- und Wirtſchaftskreiſe ihre
Kraft in den Dienſt der ſo auf das Erfüllbare zurückgeführten
deutſchen Reparationspflicht ſtellen. Die deutſche Regierung habe
die wichtigſten, an Europas Schickſal intereſſierten, aber
nicht unmittelbar am Ruhrkonflikt beteiligten Mächte ohne An
träge zu ſtellen oder Wünſche zu äußern, von dieſer An
ſchauung in Kenntnis geſetzt, habe ſie aber gleichzeitig
auf die Schwierigkeit des Problems hingewieſen, wie Deutſch
kand Sicherheit dafür beſchafft werden könne, daß die über
den Vertrag von Verſailles hinaus beſetzten Ge-
biete geräumt und vertragsmäßige Zuſtände im Rheinland

ieder hergeſtellt werden. Das Problem ſei, abgeſehen von denon ſich verſchärfenden Leiden der Bevölkerung und der da

zurch bedingten Gefahr eines Ausbruches der Volksleidenſchaften
deshalb ſo wichtig, weil es die Regierung ſich nicht denken könne,
daß irgendein Sachverſtändigengremium in der Lage ſein werde,
ein ſicheres Urteil über die tatſächliche Leiſtungs
fähigkeit Deutſchlands abzugeben, bevor dem gewalt-
ſamen Eingriff in das deutſche Wirtſchaftsleben und der
dadurch bedingten Wertvernichtung Einhalt geboten ſei.

Auch ſähe die Reichsregierung keine Möglichkeit, daß das
deutſche Volk ſeine einzige Waffe, den paſſiven
Widerſtand, aus der Hand könne, ohne daß auch der
Gegner ſich auf die Linie des Status quo ante zurückziehe. Zu
der von Frankreich in der letzten Zeit in den Vordergrund geſcho
benen Frage der politiſchen Sicherheit verwies der Reichsminiſter
auf den deutſchen Vorſchlag des Rheinlandpaktes, die auf
dem Boden der Gegenſeitigkeit aufgebaut ſein
müßte.

Hinſichtlich des Handelsverkehrs aus dem beſetzten
Gebiet nach dem Ausland, namentlich nach England, bemühe
ſich die deutſche Regierung, eine Regelung zu finden, die ohne
Durchbrechung der deutſchen Widerſtandsfront den Bedürfniſſen
d s ausländiſchen, namentlich engliſchen Warenverkehrs praktiſch
Rechnung trägt.
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London, 27. März.
Dem diplomatiſchen Berichterſtatter des „Daily Chronicle

zufolge wird in gewiſſen Kreiſen ein Plan für die Löſung des
Problems der Sicherheit Frankreichs ventiliert,der die Eutmilitgräſierung einer breiten ne

am Rhein unter Garantie des Völkerbundes
vorſeheh

Das nationalliberale Parlamentsmitglied General Spears
werde in der morgigen Unterhausdebatte wahrſcheinlich zu
dieſer Frage das Wort ergreifen. Deutſcherſeits werde an dem
Plane ausgeſetzt, daß er nur die Entmilitariſierung der einen
Seite der deutſchen Grenze vorſehe. Jm Verlaufe der Er-
örterungen könne von deutſcher Seite ſogar eine entſprechende
Gegengarantie gefordert werden, da das nach dem
Friedensvertrag für die Dauer entwaffnete Deutſchland
Sicherheit mindeſtens ebenſo nötig habe wie
Wege das zu Lande und in der Luft die ſtärkſte Macht der

elt ſei.
Weſtminſter Gazette“ ſchreibt, der letzte zur Siche

rung Frankreichs aufgeſtellte Plan ſei nahe verwandt mit
dem nach dem Waffenſtillſtande für eine dauernde Beſetzung
des Rheinlandes aufgeſtellten Entwurf. Kein Plan habe
aber Ausſicht auf Annahme ſeitens Deutſchlands, der
mit der Aufrechterhaltung des deutſchen Charakters
und der deutſchen Verwaltung des Gebietes unver
ein bar ſei. Die Franzoſen ſeien ihrerſeits anſcheinend nicht
geneigt, einem Plane zuzuſtimmen, der dieſe Bedingungen erfülle.

Das gleiche Blatt berichtet aus Paris, an amtlicher
franzöſiſcher Stelle werde die morgige Unterhausdebatte
über die Frage mit großem Jntereſſe erwartet. Man ſei ge
ſpannt, ob die Debatte konkrete Vorſchläge zutage fördern
werde. Sollte dies der Fall ſein, ſo könnten die Folgen
ſehr ſchnell eintreten. Die franzöſiſchen Re
gierungskreiſe ſtimmten dex „Entmilitari-ſierung des Rheinlandes zu.

Für eiſfige Leſer
Geſtern mittag trat der Auswärtige Aus

ſchuß zuſammen; für den erkrankten Reichskanzler
ſprach Miniſter v. Roſenberg.
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Ueber den Zweck der Reiſe Hugo Ktinnes' nach
Rom werden in den Pariſer Blättern mannigfaltige
Kombinationen geäußert.

7

Jn London gehen Gerüchte um über einen Plan
zur Entmilitariſierung der Rheinlande.
Das Unterhaus wird ſich heute angeblich mit dieſer
Frage beſchäftigen.

Der franzöſiſche Botſchafter hat in Lon-
don Schritte unternommen, um England zu veran
laſſen, an Deutſchland eine ſcharfe Note zwecks
Durchführung des Godley-Payot- Abkommens
zu richten.

Die Handelskammer Eſſen iſt geſtern vor
mittag von den Franzoſen beſetzt worden.

7

Clara Zetkin iſt bei der Einreiſe in das Ein
bruchsgebiet von den Franzoſen feſtgenommen,
aber auf Veranlaſſung des Generals Degoutte wieder
freigelaſſen worden.

e

Die Soldaten des franzöſiſchen Räuber- und
Mörderheeres an der Ruhr ſollen ein beſonderes
Abzeichen erhalten.

Verkehrsminiſter Gröner iſt in bdienſtlicher An
gelegenheit nach Karlsruhe gefahren.

r

Der päpſtliche Delegierte für das Ruhr-
gebiet iſt in Köln eingetroffen und wird ſich in den
nächſten Tage ins Ruhrgebiet begeben.

Die Londoner Verhandlungen über die
türkiſchen Vorſchläge ſind demnächſt beendet. Nach Oſtern
ſollen in Konſtantinopel Verhandlungen
mit den Türken ſtattfinden.

r

Zum deutſcheſchweizeriſchen Hypo-
thekenabkommen vom Dezember 1920 iſt ein Zu
ſatzabkommen getroffen worden.

Bayern führt in einer amtlichen Erklärung
alle Gerüchte, die anläßlich der rein privaten
Nebungen der vaterländiſchen Vereine und der
Hitlergarden außerhalb Bayerns entſtanden waren,
auf das richtige Maß zurück.

Dollar amtl. 20852,75 6.

Keine Verwirrung!
Jn Berlin haben ſich die Vertreter der zweiten Jn-

ternationale ein Stelldichein gegeben. Der „Vorwärts
bläht ſich auf, als ob die ſozialiſtiſche Jnternationale nun-
mehr allein Platz am Webſtuhl der Zeit genommen habe. Er
erinnert an die Stockholmer Tagung im Jahre 1917,
die doch ein Schlag ins Waſſer war, weil die Sozia
liſten in den Verbandsländern keinerlei politiſchen Einfluß
beſaßen. Heute iſts nicht viel anders. Trotzdem ſind wieder
holt die Vertreter der roten Jnternationale in Berlin ge
weſen. So noch im Sommer 1922, wo dieſe tüchtigen
Leute aus Amſterdam und anderswo her den Reichskanzler
Wirth aufſuchten, um ſich von ihm die Verſicherung geben
zu laſſen, daß die deutſche Republik nicht von den Rechts
parteien bedroht ſei. Das war die internationale „ſozia-
liſtiſche“ Hilfe.

Allerdings hatte ſie auch vorher ſchon einmal aufge
trumpft. Das war im Frühjahr 1921, als der Führer
der Amſterdamer Jnternationale, Fimmen, erklärte, wenn
die Verbandstruppen in das Ruhrgebiet einrückten,
würde ſofort der internationale Generalſtreik ver-
kündigt. Später rühmte ſich Fimmen, daß allein dieſe Er
klärung verhinderte daß die Franzoſen und Belgier nicht
ſchon im Mai 1921 in das Ruhrgebiet eingebrochen ſeien.
Das war eine arge Selbſttäuſchung, da die Nicht-
beſetzung des Ruhrgebiets am Widerſtand Eng-
lands ſcheiterte, woran auch die gemeinſame Drohung der
Verbündeten in dem berüchtigten Londoner Unterwerfungs-
befehl nichts ändert.

So international be deutungslos früher die Taten
der Sozialiſten in Sachen des Wiederherſtellungsproblems
waren, ſo bedeutungslos iſt auch die Tagung in Berlin. Mit
einer Einſchränkung. Die Franzoſen ſetzen ihre
ſtärkſten Hoffnungen auf die deutſchen ſozia-
liſtiſchen Führer. So hat denn auch die parteioffigiöſe
Mitteilung der deutſchen Sozialdemokratie, daß ſie vom
Reichskanzler Cuno Aufklärung über ſeine Münchener Rede
verlangt habe, in Paris Wunder gewirkt. Von der Tagung
der Jnternationale in Berlin wird ſogar erhofft, daß ſie die
Reichsregierung dazu veranlaſſen werde, Vor
ſchläge zu machen. das heißt, ſich einfach zu unter
werfen. Das ganze Brimborium der internationalen Sozia-
liſten iſt aber nur dazu angetan, Verwirrung zu ſtiften, was
durchaus nicht im Belang der deutſchen Arbeiter liegt, die,
wie das ganze deutſche Volk, unter dem Zuſammenbruch des
Widerſtandes am ſchwerſten leiden würde.

Herr Severing aber kann aus der Pariſer Preſſe er
ſehen, welchen Tienſt er den franzöſiſchen Nationa-
liſt en geleiſtet hat. Sie warten nicht nur auf die Unter-
werfung der Reichsregierung, vielmehr auch auf einen Bür-
gerkrieg in Deutſchland.

Trotzdem feſtſteht, daß die Eroberung des Ruhr-
gebietes ſich zu einer Niederlage großen Stiles
ausgewachſen hat, lügt der franzöſiſche Preſſedienſt das Blaue
vom Himmel herunter. Nur darin erzielen die Franzoſen
hier und da „Erfolge“, daß ſie gewerbsmäßig Kaſſenſchränke
aufbrechen. Wenn ſie wieder nach Frankreich zurückkehren,
können ſie dieſe Künſte auch an den heimiſchen Kaſſen
ſchränken erproben. Was bei dieſen Raubzügen den Apachen
in die Hände fällt, iſt Papiergeld. Der Verluſt iſt alſo zu
ertragen, zumal die Beute in gar keinem Verhältnis zu den
tatſächlichen Koſten des Ruhreinbruches ſteht. Jn keinem
Fall iſt es bisher gelungen, Kohlenzüge nach dem
Weſten regelmäßig flott zu machen. Was auf den
Halden erbeutet wird, reicht gerade dazu aus, um die Züge
auf den „militariſierten“ Strecken unter Dampf zu halten.

Während die franzöſiſche Preſſe alſo munter darauf los
ſchwindelt, daß alles im Ruhrgebiet zum Beſten ſtünde, kann
ſie andere Mitteilungen aus der eigenen Wirtſchaft
doch nicht ganz unterdrücken. Die wichtigſte iſt, daß in den
franzöſiſchen Jnduſtriebezirken großer Mangel an
Kohle und Koks herrſcht. So ſind in Nordfrankreich
die Handelskammern von den Jnduſtriellen darauf auf
merkſam gemacht worden, ebenſo darauf, daß die Kohlenkriſe
zu Arbeiterentlaſſungen führen müſſe. Nicht nebenſächlich iſt
es, daß es vor allem im Norden an rollen dem Mate
rial fehlt, um die Kohlen von den Ausladehäfen in die
Betriebe zu ſchaffen. Dieſer Mangel an rollendem Material
iſt kein Zufall. Er iſt auch nicht durch irgendwelche beſondere
Verhältniſſe entſtanden, ſondern für das franzöſiſche Ver
kehrsweſen ein dauernder Zuſtand. Wenn die Franzoſen
gezwungen wären, die Zwangskohle in vollem Umfang ſelbſt
abzufahren, ſo würden ſie ſchon verkehrstechniſch dazu
garnicht in der Lage ſein. Jmmer würde es ſich nur
um geringe Mengen handeln, die garnicht ausreichten, um
den franzöſiſchen Bedarf zu befriedigen. Jm Vertrauen auf

haben die Franzoſen ihre
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„Hallelche Zeitung“, Candeszeſtung für die Provinz Sachlen, für Finhalt und Thüringen. Mittwoch, den 28. März 1923.

eigenen Kokereien zum Teil ſtillgelegt. Franzöſiſcher Koks
iſt an Ort und Stelle dreimal teurer als der deutſche Koks,

müſſen, daß es ſo nicht weiter ginge.

Enaliſcher Druck auf Deutſchland?
ſchen Blätter berichten von einer Demarche

bes franzöſiſchen Botſchafters beim engliſchen
Außenamt, um ſich über zu informieren, ob England
eine neue und gebührend ſcharfe Note an die Reichs
regierung vorbereitet habe, um dieſe daran zu er-
innern, daß ſie an die deutſchen Eiſenbahner die nötigen
Weiſungen erlaſſe, um die Durchführung des Abkom
mens Godle y-Payot zu gewährleiſten. Bis jetzt hätte
die deutſche nern ihre Antwort auf die Notifikation des
franzöſiſch engliſchen Zementabkommens nur nach Köln, nicht
aber nach London gelangen laſſen. Die Blätter wollen wiſſen,
daß nunmehr eine neue Note im engliſchen Außenamt bereits
fertiggeſtellt und vom franzöſiſchen Botſchafter eingeſehen
worden ſei.

t

Es iſt nicht mehr zu bezweifeln, daß die engliſche Regietung auf franzöſiſchen Druck hin nicht nur erhebliche Zugeſtänd

niſſe in der Frage der Durchlafſung franzöſiſcher Ruhrtransporte
durch die Kölner Zone gemacht, ſondern auch von Deutſch
land gewiſſe Zugeſtändniſſe nach der gleichen Rich-
tung verlangt hat. Da Einzelheiten nicht bekannt ſind, ſo
kann allerdings weder ein Urteil über den Umfang und die Be
deutung der engliſchen Forderungen noch über das Verhalten
der deutſchen Reichsregierung egeben werden. Nach anderen
Nachrichten ſind die deutſch-engliſchen Verhand
lungen noch nicht abgeſchloſſen und ſind daher An
weiſungen an die Eiſenbahner in der Kölner Zone von deutſcher
Seite noch nicht erteilt worden. Man wird unbedingt erwarten
müſſen, daß die Reichsregierung keinem Abkommen zuſtimmt,
das letzten Endes auf eine Durchlöcherung der Abwehr im
Ruhrgebiet und damit auf eine Beeinträchtigung ihrer Wirkung
auf Frankreich hinauskommt.

Kombinationen über die StinnesReiſe
Rom, 27. März.

Hugo Stinnes iſt in privaten geſchäftlichen An
gelegenheiten hier eingetroffen.

Paris, 27. März.
ugo nach Jtalien bedeutet für dieheutige franzöſiſche Morgenpreſſe das Haupt

ereignis des Tages. Die Blätter, die ſich über die Einzel
n der verſchiedenen Unterredungen in Rom noch im un-

aren find, ſtimmen darin überein, zu erklären, daß der Zweck
der Reiſe ein im Auftrage des Reichskanzlers unternommener
Vermittlungsverfuch hinſichtlich des Ruhrkonfliktes ſein
e ha (h). So erklärt das „Echo de Paris“, die Be
ſprechungen mit dem amerikaniſchen Großinduſtriellen bildeten
dafür nur den willkommenen Vorwand.
ſuche ott ſchon zum dritten Male, diesmal durch Hugo Stinnes
perſögttch, den italieniſchen Miniſterpräfidenten
Mufſolini für eine Jntervention zu gewinnen.

Stinnes hoffe, die italieniſche Regierung durch Vorſchläge,
die er im Namen der Großinduſtrie und mit dem Einverſtändnis
der Reichsregierung vorlege, dazu zu gewinnen, dieſe wohl-
wollend an Belgien weiterzuleiten, um ſie über Brüſſel nach
Paris gelangen zu laſſen. Die Zuſammenkunft des belgiſchen
Außenminiſters mit Muſſolini in Mailand biete hierzu die
beſte Gelegenheit. Das „Echo de Paris“ glaubt nicht, daß
Hugo Stinnes einen neuen Reparationsplan unter-
breitet. Der „Petit Pariſien“ vermutet, der belgiſche Außen-
miniſter, nicht aber Muſſolini, werde geneigt ſein, Hugo Stinnes
anzuhören, weil Stinnes, wie ſich das Blatt ausdrückt, immer
hin nicht in offizieller Eigenſchaft handle. Jnzwiſchen demen
tiert der Präſident der franzöſiſchen Handelskammer, Cle-
mentel, ausführlich, eine Beſprechung mit Hugo Stinnes ge-
habt zu haben.

Auch in dieſem krampfhaften Verſuch der franzöſiſchen
Preſſe, aus der Reiſe von Stinnes mit allen Mitteln ein Ver
mittlungserſuchen zu machen, zeigt ſich die ſtändig wachſende
Nervoſität in Frankreich und das Bedürfnis, die immer
n e r werdende öffentliche Meinung mit der Hoffnung
auf baldige Kapitulation zu beruhigen.

Die Reiſe Hugo Stinnes

Deutſchland ver

Gute Hreunde, getreue Kachbarn u. dergl,
Paris, 27. März.

Nach einer Havasmeldung aus Düſſeldorf iſt vorgeſtern
vormittag am Blockadepoſten Scharnhorſt die kommu-
niſtiſche Abgeordnete Klara Zetkin, die auf dem Wege nach
Eſſer war, um dort in einer kommuniſtiſchen Verſammlung
zu ſprechen, feſtgenommen worden. General Degoutte
wurde von der Angelegenheit in Kenntnis geſetzt und gab die
Anweiſung, Frau Zetkin weiterreiſen zu laſſen.

Das Kainszeichen
Paris, 27. März.

Eine Anzahl Abgeordneter hat einen Reſolutionsentwurf in
der Kammer eingebracht, wodurch die Regierung aufgefordert
wird, ein beſonderes Abzeichen für die Soldaten der Reſerve,
der aktiven Armee und der Landwehr zu ſchaffen, die ſeit dem
11. Januar Dienſt in dem Beſatzungsheer genommen haben.
Nach Anſicht der Antragſteller ſoll es ſich hier um eine Anerken-
nung des geſamten Landes handeln, die auch auf die als frei-
willig in Dienſt genommenen Eiſenbahner ausgedehnt wird.

Der päpſtliche Geſandte in Köln
Köln, 27. März.

Der päpſtliche Delegierte Mgr. Teſt a 'ſtattete nach ſeiner
Ankunft in Köln dem Erzbiſchof einen Beſuch ab und
überreichte ihm ſein Beglaubigungsſchreiben. Der
„Köln. Volksztg.“ zufolge machte er darauf dem Oberbefehls-
haber der engliſchen Truppen am Rhein, dem Oberbürger-
meiſter, dem Regierungspräſidenten ſowie dem engliſchen und
dem franzöſiſchen Zivildelegierten in Köln Beſuche. Jn den
nächſten Tagen wird er ſich ins Ruhrgebiet begeben.

Roßtäuſcherkniffe
Die Franzoſen behaupten, daß ſie 20000 Kilometer

des deutſchen Eiſenbahnnetzes beſetzt haben, auf
denen nach ihren Angaben 137 Perſonenzüge verkehren. Die
Benutzung der Militärzüge durch die deutſche Zivilbevölkerung
nehme ſtändig zu. So ſeien in den letzten fünf Tagen 22 Milli-
onen Mark an Fahrgeldern eingenommen worden. Was be-
deuten dieſe Zahlen, durch die man die Bevölkerung des Rubhr-
gebietes bluffen will? Wie ſieht die Sache in Wirklichkeit
cus? Bei 22 Millionen Mark Einnahme entfallen auf jeden
Kilometer bei 137 Zügen in fünf Tagen 1100 Mark, auf 1 Kilo
meter und einen Zug 8,02 Mark, auf einen Tag alſo nur 1,60
Mark. Legt man der Geſamteinnahme den Fahrpreis der 4.
Klaſſe, alſo 16 Mark für den Kilometer zugrunde, ſo ergibt ſich,
daß die Franzoſen nach ihren eigenen Angaben bisher auf den
Kilometer an einem Tag Perſonen befördert
haben. Dafür laſſen ſie 137 Züge am Tage laufen. Alſo die
Rieſenziffern ſind nichts als Bluff. Jedes deutſche Schulkind,
das ſein Einmaleins beherrſcht, durchſchaut die Sache. Auf
dieſen Bauernfang fällt in Deutſchland kein Menſch herein-
So ſehen die franzöſiſchen „Erfalge“ aus!

Der türkiſche Frieden
London, 27. März.

Der „Times“ zufolge haben die interalliierten
Sachverſtändigen geſtern die Beratungen über die türki-
ſchen Gegenvorſchläge fortgeſetzt und ihren Entwurf faſt

BVoshaftigkeit eines ſeiner Berater, die dieſemfertiggeſtellt. Bezüglich der Antwort der Regierungen
an die Angoraregierung werde erwartet, daß ſie keine ins
einzelne gehende Antwort auf alle von den Türken aufgeworfenen
Fragen darſtellen werde. Die Alliierten würden erklären,
einige Vorſchläge ſeien annehmbar, einige
abänderungsbedürftig und müßten weiter erörtert
werden, andere aber unannehmbar.

Dem „Daily Expreß“ zufolge hat die Konferenz heute eine
Vollſitzung für Genehmigung des Berichts der Sach-
verſtändigen. Eine neue Konferenz mit den Türken
werde wahrſcheinlich unmittelbar nach Oſtern in
Konſtantinopel abgehalten werden.

Die bayeriſche „Revolution“
Müncher, 28. März. (Amtlich.)

Die ſopntäglichen Uebungen der vaterländi-
ſchen Bezirksvereine Münchens und der Hitller-
garden haben außerhalb Bayerns

Nervoſität erzeugt und zu unglaublichen Gerüchten Anlaß

Das ſchleſiſche Fräulein
Roman von Juliane Karwath.

Er war unruhig, immer wieder ſtreifte ſie ſein Blick;
ſie einpfand, daß ſie ihm geſiel. Der Widerwille ſtieg in ihr
auf: warum hatte ſie ihm gefallen! Sie rief den Kleinen
mehrmals unwillkürlich an ſich, wenn der Vater allerhand
Poſſen mit ihm trieb, die der, nur an Frauenweſen gewöhnt,
noch nicht verſtand.
überhaupt nicht geben. Es geſchah ſogar, daß ſie Blicke mit
der Heddel tauſchte, deren ängſtlich verwirrte Miene be-
fangen verriet: geſtern war es noch ſchöner. Geſtern, als
wir noch allein waren

Stefan ſummte franzöſiſche Romanzen: „Partant pour
la Syrie und begann, auf der Kante des Kanapees
ſitzend, allerhand Erinnerungen zu erzählen. Er war mit
Georg Kahl auf Urlaub auch in Paris geweſen, und im
ganzen war es manchmal munter hergegangen, beſonders in
der letzten Zeit. Jn der Nähe von Charleroy war er
übrigens mit Hans Thurzo zuſammengetroffen. Sie quar-
tierten im gleichen Orte, aber das Offizierkorps, bei dem
der Schwager ſtand und das auch während des Krieges
immer nur adligen Erſatz erhielt, ſah mit etwas Herab-
laſſung auf die mit ſo viel Bürgerlichen durchſetzten Huſaren.
Da hatte Stefan Gelegenheit genommen, dem Leutnant von
Saliſch, der mit Hans Thurzo beſonders befreundet war,
ſich als Schwager des Herrn Kapitäns vorzuſtellen. Er
lachte noch jetzt: Leutnant Andrä einfach
Andrä

Hans Thurzo hatte darauf Gelegenheit gefunden, jede
Begegnung zu vermeiden. Hatte übrigens unter den Herren
die beſte Equivierung und die ſchönſten Zferde. Man glaubte,
daß Oncle Treſchin ihm unter die Arme gegriffen habe.
Sein Burſche mußte ihn, ſelbſt in ſchwierigen Situationen,
ſtundenlang bürſten Leider war er dann, ſchwer an
der Ruhr erkrankt, zurückgeſchafft worden, jetzt ſollte er
längſt wieder hergeſtellt ſein. Alexander von Longard war
einmal gefangen geweſen und ſollte eben nach Südfrankreich
abtransvortiert werden, als er durch das Vorrücken der
Kameraden befrait wurde. Man ſagte von ihm, er habe die
Zeit der Muße zum Dichten benutzt Die Peterhanſel

hatte ihn übrigens

Es war ihr, als dürfte ſie ihm Thilo

während der Feldzüge mehrmals beſucht

und ſollte immer geſagt haben: „Er fällt mir nicht!“ Danz
war ſchwer verwundet geweſen, Hugo Saſterhauſen, Thilos
Freund, war gefallen. Thilo war es am beſten ergangen.
Nie war er verwundet, ſondern aus den gefährlichſten Mo
menten immer auf ſonderbare Weiſe gerettet worden. Er
war aber noch nicht angelangt, da ſeine Schwadron noch bei
Breslau kantonnierte.

Stefan wollte beim Regiment bleiben. Ebenſo Sper-
ling, Georg Kahl und der kleine Welzel. Wahrſcheinlich auch

Weidlich. Sie hatten Geſchmack daran gefunden.
Die adligen Herren des Regiments hatten beim flandri-

ſchen Adel, ſoweit der auf ſeinen Schlöſſern geblieben war,
verkehrt und durchaus unkriegeriſche Freundſchaften ge
ſchloſſen. Die bürgerlichen Offiziere hatten daran nicht teil
nehmen können, denn man hielt in Flandern auf den
Adel

Jmmerhin waren auch für ſie angenehme Dinge ge-
kommen, erquicklichere Abenteuer

Und nun Mußte man zuſehen.
Stefan pfiff. Es war ihm und den anderen deutlich,

daß noch vielerlei überwunden und mancherlei Anpaſſungen
gefunden werden mußten, ehe alles ſeinen Weg ging, wie es
ſich gehörte.

Am übernächſten Mittag, als Stefan in der Kaſerne
war, pochte es draußen, und die Heddel meldete in einer
Art, die irgendwie an das Rochusſchloß erinnerte: „Der
Herr Oberſt von Logiſch.“

Beniqna ging dem Onkel eilig in das Mittelzimmer
entgegen, in das ſie ihre eigenen Sachen untergebracht hatte.
Er kam etwas leiſe in der Haltung, die er von der Katze her
gewöhnt war, auf ſie zu, verhinderte ihren Handkuß und
küßte ſie auf die Stirn. Lang, faſt zu lang für einen Huſaren,
ſtand er dann vor ihr, betrachtete ſie ſchweigend, ſchaute auf
die Bilder an der Wand und blickte dann wieder auf ſie,
während ein Schatten von Selbſtvorwurf in ſeinen weit-
ſichtigen blauen Augen ſtand.

Benigna wußte, daß er ihr Freund geweſen war und ſie
nie verlaſſen hätte, wenn ihm freier Wille geblieben wäre.

Die gelähmte Frau, die alle Aengſte und Aufregungen
der Zeiten vortrefflich überſtanden hatte, war vor hurzem
mit geſamten Berliner Meirble ment in das Haus des
Königs Friedrich nebenan gezogen.

Benigna holte dem Onkel den Jungen.

unbegreifliche

gegeben. Jn Berlin war am Samstag ſogar die Nachricht vom
Ausbruch einer Revolution in München und von
einem bevorſtehenden Anmarſch der Hitlertruppen
gegen Berlin verbreitet, aber der Verlauf der ſportlichen
Uebungen, die ohne Waffenausrüſtung abgehalten worden ſind,
wird auch den nervöſen und leichtgläubigen Berlinern gezeigt
haben, daß ſie wieder einmal mit einem fa l ſchen Alarm
genarrt worden ſind.

Die Uebungen waren rein private Veranſtal-
tungen der betreffenden Organiſationen, ohne daß die
bayeriſche Regierung davon verſtändigt oder dafür um Erlaubnis
gefragt zu werden brauchte. Den Gipfel der Lächer
lichkeit aber erreicht die Kombination, daß eine Reichs
wehrübung, die zufällig am Tage vorher abgehalten
worden war, im Zuſammenhang mit den
Uebungen der genannten Verbände ſtehe. Das iſt aus den
Fingern geſogene willkürliche Annahme, die jeder Grundlage
entbehrt.

Der „Naſſauer Hof“ in Wiesbaden
Jn Koblen z wohnt ein Herr, der ſich Vorſitzendet

der Rheinland kommiſſion nennt. Er bewohnt dort
im Dienſtgebäude des Oberpräſidiums 17 Wohn-, Rauche,
Speiſezimmer und Salons, 22 Schlafzimmer
(warum nicht 81; jeden Tag im Monat ein anderes und dazu
noch Wirtſchaftsräuune. Man kann wohl ſagen, daß der Herr
damit auskommen kann. Die Einrichtung allein hat bis Ende
September 1922 dem Deutſchen Reiche mehr als 2 Millionen
Mark gekoſtet. (Eigentlich noch recht billig bei 22 Schlafzimmern!)

Nun hat der Herr aber manchmal auch in Wiesbaden
zu tun. Und da muß er natürlich auch eine Stätte haben, wo er
ſein müdes Haupt hinlegt. Er hat alſo vom 16. März 1920 bis
15. Dezember 1921 vier Zimmer und ein Badezimmer
im Hotel „Naſſauer Hof'“ für ſeine beſcheidenen Bedürf-
niſſe requiriert.

1920 wurden ihm täglich 405 Mark für ſeine Wohnung
vom Wirt in Rechnung geſtellt, das ſind insgeſamt die Kleinig-
keit von 117 450 Mark. Der Preis kann als durchaus an-
gemefſen bezeichnet werden. Jm Jahre 1921 berechnete der
Wirt die vier Zimmer und das Badezimmer mit 1000 Mark
je Tag, insgeſammt 349 000 Mark. Am 15. Dezember 1921 gab
dann der hohe Herr die Zimmer wieder frei, da er eine Villa
(Parkſtraße 21) gemietet hatte. Die Hotelrechnung belief
ſich am 15. Dezember auf 466450 Mark. Der Herr Vor-
ſitzende der Rheinlandkommiſſion, der neben ſeinem Heimat-
gehalt und der freien Wohnung in Koblenz (mitt 22

Schlafzimmern!) noch an Deutſchlandzulage die Kleinig-
keit von 934 200 Mark monatlich bezieht (ein deutſcher
General, der ihm im Range gleichſteht, erhält 122 515 Mark
monatlich!), hat von dieſer Hotelrechnung ganze 80000
Mark bezahlt und dem Wirt erklärt, er zahle monatlich
nur 4138 Mark Miete, die Mehrforderungen. le
boche payera! Deutſchland darf alſo noch 886 450 Mark für des
hohen Herrn Abſteigequartier in Wiesbaden zahlen. Vorläufig
ſteht allerdings die Reichsregierung auf dem Standpunkt,
daß ſie für die Koſten einer ſtändigen zweiten Reſi-
den z. des Vorſitzenden der Rheinlandkommiſſion nicht auf-
zukommen habe.

Jmmerhin, war es Jronie des Schickſals oder die

„Naſſauer“ gerade in den „Naſſauer Hof“ in Wies-
baden geführt haben?

Die „Kinder“ des Herrn Severing
Der Eſſener Metallarbeiterverband veröffentlicht folgende

Forderungen:
„Jm Jntereſſe der Arbeiterſchaft Deutſchlands verlangt die

Ortsverwaltung Eſſen des DMV., daß der Bundesvorſtand des
ADGvB. unſerem berechtigten Verlangen ſofort entſpricht und
ſich die Forderungen auf

1. Bildung von proletariſchen Abwehrhundert-
ſchaften gegen den Faſchiemus,

2. Rücktritt der Cuno- Regierung und Bildung
einer Arbeiterregierung,

3. Sofortige Beteiligung an dem von der Frankfurter Kon-
ferenz gebildeten Aktionskomitee zum Kampf gegen
Ruhrbeſetzung und Kriegsgefahr.

4. Bildung von Kontrollausſchüſſen und Anerken-
nung durch die Behörden,

Er hob ihn etwas ungewandt mit langen ſchmalen
Händen hoch, betrachtete ihn zögernd und küßte ihn, ließ ihn
auf die ſtrammen Beinchen nieder und ſagte mit deutlicher
Erleichterung: „Ein Logiſch.“

Dann ſprach er entſchloſſen von ihrem Manne
Daß er ſich gefreut habe, in dem unbekannten neyen

einen ſo tüchtigen und beliebten Offizier zu finden. Er habe
ihn noch nachträglich für das Eiſerne Kreuz vorgeſchlagen,
das er ihm bald anzuheften hoffe.

Sie erzählte, wie die Müllerin für fie geſorgt hatte.
Das Kind ſpielte derweile an ihren Knien, ſie ſah auf ſein
feines blondes Haar, und die erſte Freude und Zuverſicht
auf das neue Leben erhoben ſich in ihr, ſeit Stefan zurück
gekommen war.Da merkte ſie, daß der Onkel kaum zuzuhören ſchien.
r faſt zuſammengeſunken und ſchien trüben Gedanken

zuſinnen.Bevor er ging, ſagte er halb vor ſich hin. „Jch hatte
Hans Thurzo gebeten, daß er dich holen ſollte, und ihm
Mittel dazu gegeben, aber es kam wohl etwas dazwiſchen

J kam wohl etwas dazwiſchen,“ ſagte ſie
mechaniſ

Als er fort war, merkte ſie erſt, daß ſie weinte.
Bald danach kam Stefan vom Dienſt. Es war natürlich

in der Kaſerne noch eine unerhörte Schererei und Desordre.
Jeder Schwadronsführer wollte ſeine ſchlechten Leute ent
laſſen und die guten in den Friedensdienſt hinübernehmen.
Am Kaſernentor hätten ſich ſchon Weiber angeſammelt, die
nach Herausgabe ihrer heimgekehrten Männer ſchrien,
Warum der Oberſt ſich nicht habe blicken laſſen?

„Er war hier,“ ſagte ſie.
ſie betroffen an.

„Ah ſo.“
Am Nachmittao gingen ſie dann zur Katze, wie det

Onke les erbeten hatte.
Als ſie in den Salon der Tante traten, zuckte Benigna

zuſammen: ſie hatte verſucht, ihn dem Hedwigsſaal in Rochus
nachzubilden und zu dieſem Zweck eine Zimmerwand nieder-
reißen laſſen. Die Wände waren mit einem ähnlichen ver
dunkelten Gobelin überzogen, in den wenigſtens verſchiedene
Biſchofsköpfe eingewebt waren, und an der Zimmerdecke ge
wahrta man verſchigdane Familienwappen, bis zu dem der
Katz von Gandern. Die Tante hielt auf Tradition und

Ahnen Gartſemma folg

ganz
nicht



„Halleſche Zeitung“, Candeszeitung für die Provinz Sachlen, kür finhait und Thürmgen. Iiniboch, ben 0. u
virf Austritt aus der arbeitsgemeinſchaftlichen „Ruhr-

e7,

6. Einberufung eines außerordentlichen Gewerkſchaftskon
8 zu eigen macht und mit allen ihm zu Gebote ſtehenden

achtmitteln für deren Verwirklichung eintritt, um da
durch den Gegnern der Arbeierklaſſe ein „Bis hierher und
nicht weiterl“ zurufen.“

ür Herrn Severing iſt wohl auch dieſer Vorſtoß der Kom
muniſten eine „Kinderei“, über die man mit wohlwollender Nach
ſicht hinwegſehen kann

Die unhaltbaren Zuſtände bei
der Vachumlage

Nach eingehenden Beratungen zwiſchen den Spitzen-
organiſatiowen der deutſchen Landwirtſchaft
hat ſich der Präſident des Deutſchen Landwirtſchaftsrats,
Dr. Brandes, in einem perſönlichen Schreiben an den
Reichskanzler gewandt. Er erbittet möglichſt beſchleunig
tes Eingreifen gegen die rechtlich unhaltbaren Zuſtände, die bei
der Nachveranlagung zur Getreideumlage eingeriſſen ſind.

Wenn jeder einzelne Landwirt, und zwar auch derjenige, der
ſeine Umlage bereits vollerfüllt hat, der Gefahr aus
geſetzt iſt, daß ſeine wirtſchaftlichen Dispoſitionen durch die ihm
drohende Nachumlage völlig illuſoriſch gemacht und über den
Haufen geworfen werden können, ſo verhindert man damit
ganz planmäßig jeden weiteren Bezug von Dünge-
mitteln, insbeſondere die Beſchaffung des zur Aufbeſſerung
der vielen ſchwach ſtehenden Saaten dringend erforderlichen
Stickſtoffdüngers, und zwar auch dann, wenn es gelingen ſollte,
den Stickſtoffpreis zu ſenken.

Jnm Hinblick auf vorſtehende Meldung dürfte von Jntereſſe
ſein, daß das Ammoniakwerk Leuna ſchon ſeit längerer
Zeit auf Vorrat arbeitet und der Verſand ſtark eingeſchränkt
werden mußte; es heißt, daß ſtatt früher 20 Wagen Düngemittel
jetzt nur noch 1 Wagen jeden Tag das Werk verläßt.

Was uns der Reichstag koſtet
Unter den neuen Entwürfen für den Reichshaushalt 1928

lenkt die beſondere Aufmerkſamkeit der Ausgabenanſchlag
für den Reichstag auf ſich, der mit 2335 MillionenMark angegeben wird, d. h. 1731 Millionen Mark mehr als im
Vorjahre. Den Ausgaben ſtehen an Einnahmen 6 Mil-
lionen Mark gegenüber, nämlich 334 Millionen Mark für
Mieten, Verwertung von Altmaterial uſw. und 228 Millionen
Mark an Eintrittsgeldern für die Beſichtigung des Gebäudes.

Für Aufwandsentſchädigungen an die 459Reichstagsmitglieder ſind 1000 Millionen Mark ausgeſetzt, ge
nauer 904 Millionen Mark, zu denen noch 840 000 Mark Auf-
wandsgelder an den Präſidenten, der außerdem freie Amts-
wohnung mit Geräteausſtattung hat, ſowie die Tagegelder für
die Teilnahme an Ausſchußſitzungen hinzutreten.

Die den Eiſenbahnen für die Freifahrkarten der Ab-
geordneten zu gewährenden Entſchädigungen werden auf 266
Millionen Mark veranſchlagt, wobei angenommen wird, daß jedes
Mitglied 24 000 Kilometer jährlich abfährt. Abgeordnete, deren
Wohnort mehr als 450 Kilometer von Berlin entfernt liegt, er
halten die ihnen aus der Benutzung von Schlafwagen erwarhſen
hen Unkoſten vergütet, wofür 70 Millionen Mark von den Steuer
ahlern gefordert werden. An Ausgaben für den Unter-
ſuchungsausſchuß zur Feſtſtellung der Kriegs
urſachen uſw. werden 1138 Millionen Mark angeſetzt.

Für den Wirtſchaftsbetrieb im Reichstagsgebäude
werden 25 Millionen Mark veranſchlagt (gegen nur 650 000 Mark
im Vorjahre), weil die Mehrkoſten des Wirtſchaftsperſonals
dieſen Aufwand erfordern ſollen. Da Speiſen und Getränke
reichlich hoch bezahlt werden müſſen, und dem Oekonomen eine
Menge außerordentlicher Vergünſtigungen gewährt ſind, bedarf
dieſer Ausgabepoſten wohl einiger Aufklärung. Der Reichstag
eſitzt einen Dienſt- und einen Laſtkraftwagen, die jährlich 6,7

Millionen Mark Unkoſten verurſachen.
Dem Reichstagspräſidenten ſteht bekanntlich ein

befonderes Gebäude gegenüber dem Reichstag zur Verfügung,
für deſſen Unterhalt nebſt zugehörigem Garten die erſtaunlich
hohe Summe von 20 Millionen Mark beanſprucht wird. Zur
Ergänzung der Ausſtattungsgegenſtände in der Amtswohnung des
Präſidenten ſind außerdem 500 000 Mark vorgeſehen. Der
ganze Reichstagsapparat iſt nach dem Etatsentwurfe wahrlich
nicht billig aufgezogen.

Wie ſie wiederaufbauen

Genf, 27. März.
Wird jemals die franzöſiſche Juſtiz herausbringen, um

welche rieſige Summen die franzöſiſche Nation von den braven,
„sinistrés in den zerſtörten Nordprovingzen geſchädigt wurde
Wir haben bereits öfters erwähnt, mit welcher Leichtfertigkeit
man in Frankreich über derlei „Bagatellen“ die Augen ſchloß,
weil den Schaden ja doch der „Boche zahlen müſſe. Seit eini
ger Zeit mehren ſich wiederum die Fälle, da man die un
glaublichſten Betrügereien eingeſtehen muß.

Diesmal ſind es offiziöſe Perſönlichkeiten die
auf der Anklagebank ſitzen, vor allem der Notar und
Bürgermeiſter von Créch-ſur-Serre, M. Bon
don, und der Jnduſtrielle und Stadtrat Louis Gelle.
Der letztere hatte im Jahre 1919 einer großen Zahl von Geſchä-
digten in dem Diſtrikt Laon ihre zerſtörten Häuſer abgekauft,
und zwar zu jenem Preiſe, den man vor dem Kriege beim Ver
kauf des reden Gebäudes erzielt hätte. Die Verkäufer
ahnten nicht, ß in den komplizierten Klauſeln des Geſetzes
über die Kriegsſchäden eine Beſtimmung enthalten iſt, wonach
der Vorkriegswert der zerſtörten Gebäude den Koeffigzient 43
erhält, daß alſo eine beinahe fünfmal höhere Summe für das
betreffende Gebäude von der kantonalen Kriegsſchädenkommiſſion
angeſetzt werden müſſe.

Damit aber die Betroffenen nachträglich keinen Schaden
anſpruch ſtellen können, fälſchte der Notar Bondon in den
Haufkontrakten die Verkaufsſumme zu jener Höhe um, die ſich
nach der Multiplikation mit dem Koeffizient 425 ergab. Da es
ſich um eine ſehr große Zahl von Kaufkontrakten handelt, kann
man ſich denken, daß die betrügeriſch herausgelockten Summen
in die Millionen gehen.

Zu welchen Mitteln die Betrüger in den Nordprovingzen
greifen, dafür iſt ein lehrreiches Beiſpiel die Affäre der „So
ciéte Hennebontaiſe“. Kurz vor Ausbruch des Krieges
ließ ſich ein kleiner Angeſtellter einer Fabrik in Montdidier,
namens Philippe, durch einen notariellen Akt als Käufer dieſer
Fabrik eintragen, ohne daß er einen Centime des Kaufpreiſes
erlegt hätte. Aber dieſer Kauf geſtattete ihm, ſich Aufträge zur
Lieferung von Waggons zuſchanzen zu laſſen, und zwar in der
Höhe von drei Millionen, wovon ihm mehr als die Hälfte vom
Kriegsminiſterium ausgezahlt wurde, ohne daß Philippe bis
zum heutigen w. einzigen Waggon gelie-fert hättel ährend des Krieges wurde die Fabrik zer
ſtört, und Philippe erhielt eine Entſchädigung von acht
Millionen!Unm die beſtellten Waggons liefern zu können, beſchloß

t die rik in h Filfe ap eue grün zweida Saple ben der Miene beſchaffo
Da dies nicht ausr wurden abermals 700 neuewar,

Franken herausgegeben, worauf Philippe den
ten.
Aktien zu. 5000, F

und ſeine Gläubiger um einen gütlichen
Vergleich erſuchte. Die Gerichtsbehörde von Laon bekam aber
Wind von der Sache und ordnete das Strafverfahren an. Phi-
lippe, der vor dem Kriege ein Monatseinkommen von 250 Fran-
ken bezog, hatte es alſo verſtanden, Staat und Aktionäre um
das Sümmchen von fünfzehn Millionen zu be
ſchwindeln.

Aus aller Welt
Was heißt das?

Die „D. T.“ veröffentlicht folgende Ausführungen

S. W. V.
Oldenburg

i. Gr.

Ja, was bedeuten dieſe Zeichen, die als Stempelaufdruck auf
den Eintrittskarten zu einer beſtimmten Verſammlung in Olden-
burg ſtanden? Die Ortsbezeichnung „i. Gr.“ iſt klar, d. h.
Oldenburg im Großherzogtuml! Schon iſt der erſte
Schluß gegeben. Wer allein wird im republikaniſchen Olden
burg heute noch von einem Großherzogtum reden Monarchiſten,
Monarchiſten. Die nächſte Folgerung liegt auf der Hand.
„S. W. V.“ heißt „Soldatiſcher Waffen-Verband'“,
oder ſollte ſich hinter den geheimnisvollen Zeichen etwa der
„Sozial demokratiſche Wahl- Verein Oldenburg“
verbergen Man ſollte annehmen, daß es doch Gründe gibt,
wenigſtens theoretiſcher Natur, die ſolcher Annahme wider
ſprechen. Gerät nicht überall die Sozialdemokratie in Auf-
regung, wenn auf einem alten Briefbogen oder gar auf der
verwitterten Front eines Amtsgebäudes das „Königlich“, „Fürſt-
lich“, „Großherzoglich“ ſtehen geblieben iſt? Wie ſollte da der
„Sogzialdemokratiſche Wahlverein Oldenburg“ ſo vernünftig
ſein und ſeinen alten Kaſſenſtempel weiter benutzen? Nun,
er hat einen verſtändigen, ſparſamen Kaſſenverwalter, dem der
alte Stempel noch lange gut genug iſt, ſintemal die neuen
Stempel ſündhaft teuer ſind. „S. W. V. Oldenburg i. Gr.“ heißt
wirklich „Sozialdemokratiſcher Wahl Verein
Oldenburg im Großherzogtum“ und ſtand am
Montag, dem 5. März d. J., auf den Eintrittskarten zu der
ſogialdemokratiſchen Verſammlung im Ziegelhof in Olden-
burg. Wie wir das finden? Nachahmenswert. Wenn die
Sozialdemokratie als Regierungspartei überall ſo ſparſam wäre
und geweſen wäre, dann würde es dem Reich, den Ländern und
den Gemeinden finangiell erheblich beſſer gehen.

Schweres Kraftwageunnnuglück
Zwiſchen Opladen und Wieſsſdorf fuhr ein Laſt

automobil, das mit Wollſtoffen und Tuchen beladen war, infolge
Verſagens der Steuerung eine ſteile Böſchung herunter und
fing Feuer. Der größte Teil der Ladung verbrannte. Der
Schaden ſoll ſich nach der „Köln. Ztg. nach Milliarden
begiffern. Der Führer und ſein Begleiter wurden ver
letzt und ins Krankenhaus gebracht.

Konkurs anmeldete

Neber 51 000 Wörter via Transradio an einem Tage. Der
Funkverkehr hatte in dieſen Tagen eine bisher unerreichte
Höchſt leiſtung zu verzeichnen. 51 159 Telegrammwörter
wurden an einem der letzten Tage übermittelt: davon im Ver
kehr mit Newyork allein über 85 000.

Ein Rieſendenkmal des Panamerikanismus. Aus Havana,
18. Februar, wird uns geſchrieben: Jn der Dominikaniſchen
Republik iſt der ſchon vor dem Weltkriege gefaßte Plan wieder-

rieſenhaftes Denkmal für Chriſtoph Columbus zu errich-
ten, das gleichzeitig als Leuchtturm dienen ſoll. Jn der äußeren
Erſcheinung ſoll das Monument dem Grabdenkmal für General
Grant in New York nachgebildet werden. Der Turm für das
Leuchtfeuer ſoll eine Höhe von 300 Fuß erhalten.

erhaftung von Kriminalbeamten. Ein Teil der Kriminal
poliziſten in Beuthen iſt von einem nach Beuthen kommenden
Trupp Berliner Kriminalpoliziſten verhaftet worden. Die
Beuthener Kriminalpoliziſten ſtehen unter dem Verdacht,
Millionenſchiebungen von Waren aller Art nach dem
Auslande bewerkſtelligt zu haben.

Attentat eines Sohnes auf ſeine Mutter. Jn Berlin
verſuchte der wohnungsloſe 23jährige Arbeiter Max Fiſcher
ſeine 46 Jahre alte Mutter Berta Fiſcher in deren Wohnung,
Ohornſtraße 3 in Steglitz, durch mehrere wuchtige Schläge mit
einem maſſiven Gegenſtand zu töten. Dann flüchtete der Täter.
Seine ſofort aufgenommene Verfolgung hat ſchon wenige
Stunden nach der Tat zu ſeiner Verhaftung geführt. Man fand
den Burſchen in der Wohnung eines anderen Arbeitsloſen und
v ihn feſt. Der Täter iſt dem Polizeipräſidium zugeführt
worden.

Der Dank des Erwerbsloſen. Eine ſkandalöſe Szene
ſpielte ſich vor der Erwerbsloſenffürſorgeſtelle in Berlin,
Kaſtanienallee 81, ab. Hier wurde der 48 Jahre alte Stadt
ſekretär Walter Schmücker von dem 51 Jahre alten Arbeiter
Willi Arndt überfallen und angegriffen. Mit den
Worten: „Jch habe jetzt Arbeit und brauche deine Kreuger nicht“,
ſchlug er auf den Beamten ein. Dieſer zog in der Notwehr
ſeine Piſtole und gab auf Arndt einen Schuß ab, der ihn an
der linken Wange traf. Ein Arzt ſtellte Steckſchuß in der linken
Kopfſeite feſt und legte den erſten Verband an. Schmücker
wurde von dem inzwiſchen eingetroffenen Geſindel miß
handelt und trug Kopfverletzungen davon. Er wurde zunächſt
in Schutzhaft genommen und ſpäter von Beamten nach ſeiner
Wohnung geleitet.

Ein Amokläufer. Jn einem Lokal am Hohenzollerndamm in
Berlin entſtand geſtern abend zwiſchen mehreren Gäſten eine
Schlägerei. Der Haupttäter, ein gewiſſer Richard Gelas,
ſtach mit einem dolchartigen Meſſer wild um ſich, ſo
daß vier Perſonen an Hals, Kopf und Händen verletzt wurden.
Während man den Täter feſtnahm, ſchaffte man die vier Ver
letzten nach dem Krankenhauſe in der Pfalzburger Straße.

Tragiſcher Ausgang einer Trauung. Wie eine Kinoſgzene
mutet ein Vorgang an, der ſich kürzlich in Lindau anläßlich
einer Trauung abſpielte. Als der Prieſter an die 20 Jahre alte
Braut die übliche Frage richtete: „Wollen Sie ihn zum Gatten
nehmen rief ſie aus: „Nein, und abermals nein Jch liebe
einen anderen, meine Eltern wiſſen es. Lieber ſterben als
dieſen hier heiraten.“ Sie hatte kaum dieſe Worte geſprochen,

r ihr kniende Bräutigam einen Revolver zog und
Mord eines Dramatikers an ſeinem Mitarbeiter. Wie aus

Madrid gemeldet wird, tötete der Dramatiker Pidal y
Planas durch Revolvberſchüſſe den Bühnenſchriftſteller Olmet,
mit dem zuſammen er bisher zahlreiche Theaterſtücke verfaßt
hatte. Die Motive der Tat, die in der Madrider literariſchen
Welt großes Aufſehen erregt, ſind unbekannt.

Selbſtmord eines Champagner-Fabrikanten. Der 47 Jahre
alte Champagnerfabrikant Heinrich Geiling von Göſting be-
fand ſich in einem Gaſthaus in Meriatroſt bei Graz mit
mehreren Freunden zuſammen. Als man gemeinſam aufbrach,
begleitete Geiling ſeine Freunde eine Strecke Weges und erſchoß

S wiengeſgwier atte verkaufte ſeine Fabriktn

Vill
„Knden,

aufgenommen worden, in der Hauptſtadt Santo Domingo ein

in der Nähe des Friedhofes in Mariatroſt. Fe7 e
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Halle und Amngebung
Halle, 28. März.

Deutſche Frauen, deutſche Treue
Deutſche Frauen, deutſche Treue, deutſcher Wein und deut-

ſcher Sang ich kann den Klang des alten Liedes nicht wieder
aus dem Ohr verlicren, ſeitdem ihn mit ſtürmendem Jauchzen
draußen in Flandern hinter mir meine jungen Kriegsfreiwilligen
mitten in der heulenden Granatenſagt angeſtimmt. Und doch
eine höhniſche Frage ſchleicht zuweilen in der Dämmerſtunde an
mich heran und greift mit kalten Raubtierkrallen nach meknem
Herzen: Dürfen wir's heute überhaupt noch ſingen

Der deutſche Wein iſt nur noch für die Valutaſtarken da;
wir anderen können ihn ſchon längſt nicht mehr bezahlen, der
deutſche Sang iſt verrauſcht und hat der Jnternationalen weichen
müſſen, die wüſte zügelloſe Haufen, ihrer Macht bewußt, höhniſch
durch deutſche Vaterland gröhlen-

Die deutſche Treue aber iſt verpönt, und wer heute noch
ſeinen Fahneneid nicht vergeſſen hat, gilt als Angehöriger
einer Mörderorganiſation. Treue den vom Mutterlande ge-
riſſenen Landsleuten, Treue der alten ruhmreichen ſchwarzweifz
roten Fahne, für die wir geblutet, Treue den Kameraden, die
draußen in kalter ferner Feindeserde ſchlummern, Treue den
alten heiligen Jdealen wo lebt ſie noch im deutſchen Lande?

Und wo ſie aufrauſcht in Männern und Bekennern, wird ſie
verhöhnt, verfolgt, niedergeknüppelt. Selbſt die Treue zum alten
deutſchen Herrgott wankt!

Und die deutſchen Frauen? Sie verſchwinden immer mehr,
müſſen ſich mit ihren veralteten Moralanſchauungen verſtecken
vor ihren lebenskundigeren Schweſtern, die den Geiſt der Zeit
beſſer erfaßt haben, die auf Moral und Frauenehre pfeifen und
ſich dem erſten Beſten in die Arme werfen, deſſen Brieftaſche
ihnen ſektfrohe Nächte und wohlfeile Eleganz verheißt. Scham-
l. s erhebt die zügelloſe Liebe ihr geiles Haupt und ſtelzt mit hoch
mütigem Blicke ſelbſtſicher durch die Straßen des neuen Deutſch
lands.

Und dennoch noch ſind Tugend und Mädchenſcheu nicht
ganz zertreten, und die deutſchen Frauen, die mit leidvollem
Blicke ſtill abſeits am Wege ſtehen, ſie werden die deutſchen
Mütter werden, deren geſegneter Leib eines neuen Frühlings
Saat trägt. Sie ſind die Träger der Zukunft, vor denen wir
ehrfürchtig unſer Knie beugen wollen. Sie werden uns die
Männer ſchenken, die mit zuſammengebiſſenen Zähnen und
leuchtenden Augen die alte Fahne wieder aufpflanzen auf chao
tiſchem Trümmerfelde, und wenn dann das heilige Fahnentuch
wieder ſtolz und frei im ſonnenfunkelnden Frühlingswinde
knattert, dann wird auch das Lied wieder aufklingen ſtolz, ſtark,
rauſchend und ſtürmend, das Lied von den deutſchen Frauen, der
deutſchen Treue, dem deutſchen Wein und dem deutſchen Sang,
und der alte deutſche Herrgott wird ſeinen Segen dazu ſprechen
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„Proletarierſchlächter“ General Maercker
Die Kommuniſten fordern zur offenen Gewalttat auf.

Vor einigen Tagen wollte General Maercker, der Befreier
Halles und Mitteldeutſchlands von dem roten Terror der März-
tage 1919, im Verein der Oſt und Weſtpreußen zu Dresden
einen Vortrag über die oſt und weſtpreußiſche Heimat halten.
Die Kommuniſten drohten daraufhin Sprengung der Verſamm-
lung an. Und was tat nunmehr der Polizeipräſident von
Dresden Er ſchützte bekanntlich nicht die h wie
man hätte erwarten ſollen, ſondern verbot dieſe kurzerhand.

Am Sonnabend will derſelbe General Maercker in
Halle im „Stahlhelm“, alſo einer politiſch neutralen Ver-
einigung gleich dem Dresdener Oſt und Weſtpreußenbunde, einen
Vortrag halten. Was tuen daraufhin unſere halliſchen Kom-
muniſten bzw. ihr Preſſeorgan, der „Klaſſenkampf“? An auf-
fallender Stelle, in fetten Lettern kündigt er ſeinen Leſern das
Kommen General Maerckers, „des Proletarierſchlächters von
Mitteldeutſchland“, an und ſchreibt wörtlich: „Arbeiter von Halle!
Bereitet dieſem Monarchiſten-General, der ſo viel Proletarier-
blut, beſonders in Halle hat fließen laſſen, einen würdigen
Empfang!“

Wir fragen: Was gedenkt der halliſche Polizeipräſident zu
tun? Wird er dem Beiſpiele ſeines Dresdener Kollegen folgen
Oder wird er das verfaſſungsgemäß allen Staatsbürgern ge
währleiſtete Verſammlungsrecht zu ſchützen wiſſen? Wird er
darüber hinaus gegen die halliſchen Kommuniſten vorgehen,
die in aller Oeffentlichkeit zu Terror- und Gewaltakten auf-
fordern? (Auch Herrn Runge dürfte es nicht verborgen ſein,
was im Kommuniſtenjargon ein „würdiger Empfang“ bedeutet.)

Gleichzeitig erlauben wir uns, Herrn Runge und die zu
ſtändigen Stellen auf folgende geheimnisvolle, einem Alarm-
befehl nicht unähnliche Zeilen in derſelben Nummer des „Klaſſen-
kampf“ aufmerkſam zu machen:

1112! Gruppe Süd. Mrala! Heute abend zur feſt
geſetzten Zeit an der vereinbarten Stelle. Das Fehlen eines
Mitgliedes wird nach den Satzungen beſtraft.

Jſt dieſer Verein polizeilich angemeldet oder gar e. V.?
Wie geſagt: wir fragen und ſtellen im übrigen anheim

Aber es gab eine Zeit, da begrüßten gar viele Genoſſen des
halliſchen Polizeipräſidenten das Kommen General Maerckers und
wußten ihm großen Dank.
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Die Verhandlungen über den halliſchen Ortstarif, die
geſtern vor dem Schlichtungsausſchuß geführt wurden, brachten
für die Märzgehälter eine Zulage von 2228 Prozent gegenüber
den Februargehältern, ſowie Erhöhung der Verheiratetenzulage
auf 25000 M., der Kinderzulage auf 12 500 M. Die be-
teiligten Angeſtelltenorganiſationen haben den Spruch an-
genommen, während ſich die Arbeitgeber bis Donnerstag ent
ſcheiden werden.

Sein goldenes Profeſſorenjubiläum begeht am 29. d. M.
der aus Halle gebürtige und ſeit ſeiner Emeritierung hier wohn-
hafte Geh. Regierungsrat Prof. Dr. Edmund Stengel, über
ein Vierteljahrhundert hindurch Ordinarius der romaniſchen
Philologie an der Univerſität Greifswald.

Curnen. Spiel uns Sport

Das Städteſpiel Halle- Magdeburg
Der am Charfrei geplante StädieWettkampf Halle gegen Magde-

burg wird auf dem C r Sportplatz ausgetragen und beginnt 3,30 Uhr
nachmittags. Die Magdeburger Elf, die wir n meldeten, wird gegen
die Hallenſer keinen leichten Stand haben, da dieſe in allerbeſter Beſetzung
erſcheinen. Für Halle ſpielen: Tor: emann (Wacker), Verteidiger
Wolter (Wacker), Böhme (Sportfreunde), äufer: Brödel (Sporiv 98),
Gebhardt (Sportv. 98), Teutloff Wacker), Stürmer: Biewald, arg
Bräutigam (ſämtlich Wacker), Zſchenker, Compes de la Porte (beide V.
V. 965). Die 7:0- Niederlage Halle gegen Dresden war alſo dem Hallenſer
Spielausſchuß eine Warnung. Dieſe f dürfte einen knappen Sieg landen
könneen. Vor dem Treffen tragen die Alten Herren von Magdeburg Oſt und
Weſt ein Werbeſpiel aus, das um 1,45 Uhr beginnt.

Verantwortlich für Politik Herichen
Kruck und Verlag von Otto l

mann uth für den volkswirtſ Teil und Mitneldeutſch
Ern eſſarſchmidt für alpolitik und Halle: ans2 für Kunſt, Wiſſenſchaft, Anterhaltung u. Sport Dr. phil. Erichd ſuchte als Verſicherungsagent ein Unterkommen n

im. Für den Anzeigenteil: Paul Kerſten, ſämtlich in Halle.

r
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„Halleſche Zeitung“, Candeszeitung für die Provinz Sachlen, kür Fnhant und Thüringen. Mittwoch, den 28. März 1923.

Volks wirtschaftlicher Teil der „Halleschen Zeitung“
5eugnisausſtellung

Von Shyndikus Dr. rer. pol. Brunner, Dresden.

Nach 680 BGB. kann ganz allgemein jeder Dienſtverpflichtete o der Beendigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes

vom Arbeitgeber ein ſchriftliches Zeugnis über das Dienſtver
hältnis und deſſen Dauer fordern. Das Zeugnis iſt auf Ver
langen auf die Leiſtung und die Führung im Dienſte zu er-
ſtrecken. Beſondere Beſtimmungen für die Zeugniserteilung ent
hält außerdem der S 118 der GO. für gewerbliche Arbeiter, Be
triebsbeamte, Werkmeiſter und Techniker,, und die S 73 bzw. 80
des HGB. für die Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge.
Der Anſpruch der gewerblichen Lehrlinge auf ein Zeugnis gründet
ſich auf den S 1270 der GO. Die Beſtimmungen der Sonder-
geſetze über die Ausſtellung eines Dienſtzeugniſſes ſind im
allgemeinen die gleichen wie die im S 680 BG)B. feſtgelegten
Vorſchriflen. Der Arbeitgeber iſt alſo nur dann verpflichtet, ein
Zeugnis auszuſtellen, wenn dies der Arbeitnehmer, der ſeinen
Dienſt verläßt, ausdrücklich verlangt. Jſt dies der Fall, ſo
braucht im Zeugnis zunächſt nur etwas über die Art und Dauer
der Beſchäftigung enthalten zu ſein. Nur wenn der Arbeit-
nehmer auch ausdrücklich wünſcht, daß ſich die Angaben auf ſeine
Leiſtungen und Führung erſtrecken ſollen, hat ſich der Arbeit-
geber auch darüber zu äußern. Es iſt daher zweckmäßig, wenn
der Arbeitgeber ſich vorher vergewiſſert, ob der Arbeitnehmer die
Ausdehnung des Zeugniſſes auch in der Richtung auf Leiſtung
und Führung beanſprucht. Das Zeugnis iſt beim Abgang zu er
teilen, alſo der Arbeitnehmer kann es nicht ſchon bei der Kündi
gung verlangen. Nach der herrſchenden Anſicht kann nicht nur,
ſondern muß das Zeugnis auch ſofort beim Abgang gefordert
werden. Man könnte der Anſicht ſein, daß der Zeugnisanſpruch
erſt nach 30 Jahren verjähren würde, ein Ergebnis, das ſich eben
ſchon deswegen als unhaltbar herausſtellt, weil dem Arbeitgeber
unter Umſtänden nach Verlauf evtl. von Jahren die Ausſtellung
eines wahrheitsgetreuen Zeugniſſes unmöglich ſein wird. Jm
übrigen verjährt ja auch der Anſpruch auf den Lohn bereits nach
zwei Jahren und es iſt nicht anzunehmen, daß der Anſpruch auf
das Zeugnis erſt nach 80 Jahren verjähren könnte. Das Zeugnis
muß ſelbſtverſtändlich der Wahrheit entſprechen. Eine beſtimmte
Form iſt, abgeſehen von den eingangs erwähnten Beſtimmungen
über den Jnhalt, nicht vorgeſchrieben. Entſteht zwiſchen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer über Ausſtellung oder Jnhalt des Zeug
niſſes Streit, ſo iſt dafür im allgemeinen das Gewerbegericht,
heim Handlungsgehilfen das Kaufmannsgericht zuſtändig. Wird
die Abänderung eines Zeugniſſes klagbar geltend gemacht, ſo hat
der Arbeitnehmer die Unrichtigkeit des Zeugniſſes zu beweiſen;
aber man wird auch nur dann den Arbeitgeber zu einer Abände-rung verurteilen, wenn er das Zeugnis wider deſſeres Wiſſen aus

geſtellt hat, da es ja im übrigen die perſönliche Auffaſſung des
Arbeitgebers enthält. Die Art der Beſchäftigung muß ſo geſchil
dert ſein, daß ein unbeteiligter Dritter ſich ein entſprechen
des Bild machen n. Die Gründe des Austrittes dürfen in
der Regel im Zeugnis nicht angegeben werden. Nach allgemeiner
Anſicht aber dann, wenn das Zeugnis ſich auch auf Führung und
Leiſtung des Arbeitnehmers erſtrecken ſoll. Dem Arbeitgeber iſt
es unterſagt, das Zeugnis mit Merkmalen zu verſehen, welche den
Zweck haben, den Arbeiter in einer gus dem Wortlaute des Zeug
niſſes nicht ſerſichtlichen Weiſe zu kennzeichnen. Die Merkmale
können poſitiver oder negativer Art ſein, können alſo in Hinzu
fügung oder in Weglaſſung beſtimmter Worte oder Zeichen be
ſtehen. Auf das außerdienſtliche Verhalten hat ſich das Zeugnis
in der Regel nicht zu erſtrecken. Es darf aber dann darauf
Bezug nehmen, wenn die außerdienſtliche Führung geeignet iſt,
das Urteil über die Leiſtungen zu beeinfluſſen. Falſche Angaben
im Zeugnis machen den Ausſteller nach 826 BGBV. ſchadens
erſaßpflichtig. Das Zeugnis iſt dem Arbeitnehmer unmittelbar
auszuhändigen. Iſt dieſer minderjährig, ſo kann das Zeugnis
von dem geſetzlichen Vertreter gefordert werden. Dieſer kann
verlangen, daß das Zeugnis an ihn, nicht an den Minderjährigen

wird, doch kann der Arbeitgeber auch gegen den
illen des geſetzlichen Vertreters die Aushändigung unmittelbar

an den Arbeiter vornehmen, wenn die Gemeindebehörde die
direkte Aushändigung genehmigt. Nach F 123 Ziffer 1 der GO.
liegt ein wichtiger Grund zur friſtloſen Entlaſſung eines Arbeit
nehmers dann vor, wenn er den Arbeitgeber bei Abſchluß eines
Arbeitsvertrages durch Vorlegung eines falſchen oder verfälſchten
Zeugniſſes hintergangen hat. Unter Umſtänden kommt hier auch
noch ein Schadenserſatzanſpruch des Arbeitgebers in Frage, vor
allem dann, wenn ihm durch die Handlungsweiſe des Arbeit-
nehmers ein Schaden erwachſen iſt. Der Arbeitgeber kann ſelbſt
verſtändlich neben dem Zeugnis auch noch ſchriftliche Auskunft
über den betreffenden Arbeitnehmer geben. Dieſe Auskünfte ſind
nicht als Ergänzung des erteilten Zeugniſſes aufgzufaſſen.

haftung der Sparkaſſen aus der Ver-
waltung von Wertpapieren

Grundſätzliche Reichsgerichtsentſcheidung vom 24. Februar 1923.
(Nachdruck verboten.)

Größtem Jntereſſe in allen Kreiſen begegnet eine ReichsBor! die allen Sparkaſſen, die die Verwahrung
und Verwaltung von Wertpapieren übernehmen, die bankmäßige
Verpflichtung auferlegt, das Intereſſe der Kunden in Bezug auf
die hinterlegten Wertpapiere in weiteſtem Maße zu wahren.
Hierzu gehört auch die rechtzeitige Mitteilung von Ausloſungen
von Aenderungen oder Kapitalserhöhungen bei Aktiengeſellſchaf
ten uſw. Bei Verſäumung dieſer Pflichten kann, wie der gegen
wärtige Fall lehrt, die Sparkaſſe auf Schadenerſatz in Anſpruch

genommen wer ßDer Baurat F. in Koburg hatte dem Spar und Hilfeverein
in Koburg 23 Aktien des Annawerkes Verwahrung und Ver
waltung übergeben. Während der Verwahrungszeit beſchloß
das Annawerk eine Kapitalserhöhung, ſo daß auf drei alte Ak-
tien den Aktionären eine neue Aktie gewährt wurde. Die Friſt
zur Ausübung des Bezugsrechts lief vom 20. Avril bis zum
11. Mai 1920. Trotz der Veröffentlichung dieſer Beſchlüſſe im
Koburger Tageblatt erhielt der Eigentümer der zur Aufbewah-
rung übergebenen Aktien davon keine Kenntnis. Er nimmt
nunmehr den beklagten Spar und Hilfeverein auf Schadener
ſatz wegen Verletzung ſeiner Verwaltungspflichten in Anſpruch.
Nachdem das Landgericht Koburg die Klage abgewieſen hatte,
erkannte das Oberlandesgericht Jena auf die Berufung des Klä-
gers zu deſſen Gunſten. Ebenſo hat jetzt das Reichsgericht ent
ſchieden und unter anderem Folgendes in ſeinen Entſcheidungs-
gründen ausgeführt. Das Oberlandesgericht hat rechtsirrtums-
frei eſtgeſtellt, daß der Beklagte vom Jahre 1919 an neben
Sparkaſſengeſchäften die Verwahrung von Wertkpapieren über
nommen hat. Mithin hat er auch die Pflichten zu erfüllen, die
den Bankgeſchäften in dieſer Hinſicht obliegen. Zu dieſen
Pflichten gehört es, den Hinterlegern d'e für die Ausübung des
Bezugsrechts bei Kapitalserhöhungen nötigen Mitteilungen zu3 Daß der Beklagte keine Bankanſtalt, ſondern eine
Sparkaſſe iſt, ſteht dem nicht entgegen. Er hat, wenn er Bank-

äfte betr die nach Herkommen und Handelsbrauch üb-
Verpflichtun zu erfüllen. Es kommt deshalb nicht daauf an, ob der Senag die Uebernahme der Verwaltung von

Aktien in ſeinen Satzungen vorgeſehen hat. Wie er die Zins
ſcheine einlaſfieren und ben ospabieren auch die Auslaſungen

u J

kontrollieren muß, ſo muß er auch bei Aktien die italser
höhungen im Auge behalten. Das ergibt ſich aus dem Begriffe
der Verwaltung von Wertpapieren und aus dem herrſchenden
Handelsbrauch. Dieſelben Grundſätze vertritt ein Gutachten der
Handelskammer in Leipzig. (Aus den Reichsgerichtsbriefen Karl
Mißlack, Leipzig, Kochſtraße 76.)

dv-C—
Steuerzuſchlag

Für alle Steuerbeträge, die nicht rechtzeitig bezahlt worden
ſind, iſt vom April ab ein Zuſchlag zu bezahlen. Der Zuſchlag
beträgt für die erſten drei Monate je 15 Prozent, bei einem
länger als drei Monate dauernden Rückſtand 30 Prozent für jeden
Monat. Jeder zahle daher bis zum Donnerstag, den 29. März
1923, ſeine Steuern, denn nachher iſt es zu ſpät, weil der
30. 77 der Karfreitag und Sonnabend der 31. März 1928
ein Bankfeiertag iſt.

Die ſächſiſche Textilinduſtrie kauft keine aufſtra-
liſche Wolle mehr

Die Oeffnung der auſtraliſchen Häfen für die deutſche Ein
fuhr hat alle Erwartungen enttäuſcht. Der Bezug deutſcher
Ware wird nämlich den auſtraliſchen Käufern dadurch faſt zur
Unmöglichkeit gemacht, daß ein auſtraliſcher Jnduſtriezoll zunächſt
die Differenz der von einer Zollkommiſſion feſtgeſtellten Er-
zeugerpreiſe der deutſchen und der engliſchen Fabrikate als
„Valuta dumbing“ erhebt und daß dann erſt noch der höchſte
Satz des auſtraliſchen Zolltarifs auf die deutſchen Waren gelegt
wird. So ſucht England ſich den auſtraliſchen Markt als
Monopol zu ſichern und gewährt nur noch Amerika und Japan
für ihre Einfuhr Vorzugszölle. Die dadurch zu teuren und in
Auſtralien unverkäuflichen deutſchen Waren, die noch unter
Zollverſchluß lagern, ſuchen die Jmporteure jetzt in Nieder
ländiſch-Jndien unterzubringen. Die Veranlaſſung dieſer
auſtraliſchen Abwehr gegen eine deutſche Einfuhr iſt der Premier-
miniſter Hughes, der ſeit Dezember 1922 wieder im Amt iſt
und ſich gegenwärtig auf eine Koalition der Union-Party und
der Farmer ſtützt: Die Farmer-Partei ſtand dieſer Politik von
Hughes ſolange gleichgültig gegenüber, als die ſtarken deutſchen
Käufe auſtral:ſcher Wolle dem Markte eine große Erleichterung
brachten und bei den Verſteigerungen durch ſtarke Nachfrage die
Preiſe in die Höhe trieben. Hierin dürfte nunmehr aber ein
Wandel eintreten. Die Ausſchließung der deutſchen Fabrikate
vom auſtraliſchen Markte hat nämlich die ſächſiſche Textilinduſtrie
den Entſchluß faſſen laſſen, fortan auf den Bezug auſtraliſcher
Wolle zu verzichten und ihre Käufe nur noch in Argentinien
und Süd Afrika vorzunehmen, alſo den Ländern, die die deutſchen
Waren nach denſelben Grundſätzen wie jede andere Einfuhr be
handeln. Wenn die auſtraliſchen Farmer nunmehr ihre Wolle
in Deutſchland nicht mehr los werden, ſo müſſen ſie ſich dafür
bei dieſer Jntereſſenpolitik bedanken, die vier Jahre nach dem
Friedensſchluß den deutſchen Kaufmann noch mit den übelſten
Hohnworten der Kriegszeit zu brandmarken beliebt.

Die Leipziger Frühjahrsmeſſe hat übrigens weite Kreiſe der
deutſchen Jnduſtrie für den Gedanken eines ſchleunigen Abbaues
der Ausfuhrabgaben gewonnen. So fordert die Handelskammer
Plauen für die ſächſiſche Textil Induſtrie ihre ſofortige Auf
hebung. Da nach den ſehr vorſichtigen Berechnungen des ehe-
maligen Reichsminiſters Dr. Gothein dieſe Ausfuhrabgaben
bei Textilfabrikaten ungefähr 12—-15 Prozent des Wertes be
tragen, ſo würde ſich beim Export deren Preis um ebenſoviel
ermäßigen können, woran die ausländiſchen Kunden der deutſchen
Textilinduſtrie ein lebhaftes Jntereſſe haben.

Vorausſetzungen für waggonweiſe Bezüge von Brennſtoffen.
Der Reichskohlenrat erläßt unter dem 24. d. M. eine Bekannt
machung, in der folgendes beſtimmt wird: Die Bezugsmöglichkeit
ift nur inſoweit gegeben, als nicht Verteilungsanordnungen des
Reichskommiſſars für die Kohlenverteilung und ſeiner Organe
entgegenſtehen. Für Hausbrand iſt ſie, abgeſehen von Braun
kohlen, Naßpreßſteinen, Grudekoks, Zechen, Gas und Leſekoks
ſowie Abfallbrennſtoffen aus Steinkohlen nur in Verbindung mit
einem Hausbrandbezugſchein gegeben. Soweit bei der beſtehen
den Kohlennot die Verteilungsvorſchriften des Reichskommiſſars
für die Kohlenverteilung den Bezug möglichen machen, gelten
dafür folgende Feſtſetzungen: Brennſtoffverbraucher, die min-
deſtens eine Wagenladung von 15 Tonnen Brennſtoffe ab Werk,
Umſchlagsplatz oder Stapelplatz abnehmen, können dieſe Brenn
ſtoffe von jetzt bis auf weiteres mit folgender Maßgabe begziehen:
1. Die Beſtellung iſt bei einem Händler oder Syndikat einzu
reichen. Wird die Beſtellung bei einem Shyndikat eingereicht, ſo
beſtimmt dieſes den Lieferer unter möglichſter Wahrung des ſeit
herigen Anteils an den Bezügen des Liefergebiets. 2. Der Kauf
preis iſt auf Verlangen vor Lieferung der Brennſtoffe zu ent-
richten. Zu zahlen iſt der nach S 61 der Ausführungsbeſtimmun-
gen vom Reichskohlenverband im „Deutſchen Reichsangzeiger“ ver
öffentlichte Preis, der am Tage der Lieferung gilt, d. h. bei un
mittelbarem Verſand am Tage der Abſendung ab Zeche, bei ge
brochenem Verſand am Tage der Abſendung ab Umſchlagsplatz
oder Stapelplatz. Soweit Preiſe durch den Reichskohlenverband
nicht veröffentlicht ſind, hat er ſie von Fall zu Fall auf Ver
langen feſtzuſetzen. Bezüge, bei denen es ſich nicht um inner-
halb des Jahres regelmäßig wiederkehrende Lieſſeerungen handelt,
ſind auf die Zeit bis 31. Auguſt 1923 beſchränkt. Die Be
ſtellungen für ſolche Bezüge ſind ſpäteſtens am 30. Juni 1923
einzureichen.

Hanſa-Lloydwerke A.G. in Bremen. Die ordentliche Gene
ralverſammlung, in der 15 Aktionäre 38 356 Stimmen ver-
traten, ſetzte die Dividende auf 50 Proz. (i. V. 6 Proz.) feſt.
Weiter beſchloß die Verſammlung die Erhöhung des Aktienkapi-
tals um 96 Mill. Mark Stammaktien und 19 Mill. Mark Vor
zugsaktien mit 20fachem Stimmrecht und Sprozentiger Vorzugs-
dividende. Die Kapitalserhöhung wurde begründet mit dem
Geldbedarf der Geſellſchaft, der in der Automobilinduſtrie beſon
ders groß ſei dadurch, daß vom Zeitpunkt der Auftragserteilung
bis zur Ablieferung des Fertigfabrikates lange Zeit verſtreiche.
Die Stammaktien ſind ab 1. Januar 1923 dividendenberechtigt.
Es iſt in Ausſicht genommen, ſie den alten Aktionären im Ver-
hältnis 3:1 oder 5:2 zu einem Kurſe von ungefähr 1000 Proz.
zum Bezuge anzubieten. Neu in den Aufſichtsrat gewählt wurde
der frühere Direktor der Geſellſchaft, Geheimrat Sprochkhorſt.
Auf Anfrage wurde mitgeteilt, daß trotz der Depreſſion, in wel
cher ſich die deutſche Jnduſtrie befindet, für die HanſaLloyd-
Werke die Ausſichten für das laufende Geſchäftsjahr als günſtig
angeſehen werden könnten, weil das Fabrikationsprogramm
gücklich gewählt ſei und ſich in der Hauptſache auf Nutzfahr-
zeuge erſtrecke. Hinzukomme, daß man ſich reichlich mit Roh
material eingedeckt habe. Auch für den Export ſind die Hanſa
LloydWerke zufriedenſtellend beſchäftigt. Allerdings müſſe ge
ſogt werden, durch eine weitere Beſſerung der Mark würde eine
Ueberſchreitung der Weltmarktpreiſe herbeigeführt werden und
dadurch eine Beendigung des Exports eintreten.

Auswirkungen der BohemiaBankJnſolvenz. Durch den Krach
der Bohemia-Bonk ſollen auch, wie aus Prag gemeldet wird,
einige ſtaatliche Behörden, insbeſondere das Landesverteidigungs-
miniſterium geſchädigt worden ſein. Das genannte Miniſteriumhabe 5,5 Mill. ſche huche Kronen bei der Bank liegen, die ge

fährdet ſeien.

Viermal wöchentlich Börſe
Berliner Börſe.

Der Börſenvorſtand hat in ſeiner geſtrigen Sitzung be
ſchloſſen, in der erſten April Woche am Mittwoch und
Freitag Börſe abzuhalten. Für die übrigen Wochen des
April iſt der Verkehr derart geregelt worden, daß am Montag,
Dienstag, Donnerstag und Freitag Vollbörſen abgeholten wer
den, während an den beiden übrigen Tagen nur ein amtlicher
DeviſenNoten und Produktenverkehr ſtattfindet.

Durch dieſen Beſchluß trägt der Börſenvorſtand lediglich den
veränderten Geſchäftsverhältniſſen am Effektenmarkt Rechnung.
Die Einführung der vielen Ruhetage war ſeinerzeit lediglich im
Hinblick auf die ſtarke Arbeitsüberleſtung der Bankwelt erfolgt,
an deren Stelle letzthin eine allgemeine Geſchäftsſtille ge
treten iſt.

Geſtern war die Börſe für den offiziellen Effektenhandel ge
ſchloſſen. Jm freien Handel wurde eine ganze Anzahl Kurſe ge
nannt. Erwähnt ſeien Caro 43 000 Proz., Bedarf 46 000 Proz.,
Handelsanteile in Erwartung einer Goldmarkdividende 60 000
Prozent, Api 16 000 Proz., Zolltürken 82 000 Proz., Diamond
126 000 M., Sloman 56 000 Proz., Südſee 115 000 Prog., Schutz

gebiet 135 000 Proz., Lloyd 25 000 Proz., Deutſche Bank 23 000
Prozent, Deutſche Petroleum 81 500 Proz., Paket 43 500 Proz.,
Canada 212 000 Proz. Der Betrieb war ſehr ruhig, da man
ſchon unter dem Einfluſſe der Feiertage ſteht. Geſucht waren
Charlottenburger Waſſer auf Gerücht von Gründung einer gro-
ßen LizenzVerwertungs Geſellſchaft. Auch in Deviſen und
Dollar war der Betrieb ruhig, die Kursgeſtaltung in Deviſen
nicht gleichmäßig. Der Dollar wurde mit 20 96234 M. gehandelt.

Umſatzſteuerpflicht einer freiwilligen Ver-
ſteigerung durch den Konkursverwalter

Die im S 1 Nr. 3 des Umſatzſteuergeſetzes von 1919 be
gründete Umſatzſteuerpflicht für Lieferungen auf Grund einer
Verſteigerung kommt dann in Wegfall, wenn eine Verſteigerung
im Wege der Zwangsvollſtreckung vorliegt. Als eine Verſteige
rung im Wege der Zwangsvollſtreckung iſt aber eine Verſteige-
rung nur dann anzuſehen, wenn ſie nach den Vorſchriften der
Zivilprozeßordnung über die Zwangsvollſtreckung auf Grund
eines vollſtreckbaren Titels erfolgt. Die Verſteigerung eines
Warenlagers, die ein Konkursverwalter gemäß S 117 der Kon
kursordnung zur Verwertung der Maſſe hat vornehmen laſſen.
iſt aber keine ſolche Verſteigerung, ſondern eine freiwillige Ver
ſteigerung durch den Konkursverwalter. Der Konkursverwalter
iſt nicht Vertreter des Gemeinſchuldners, ſondern Vertreter der
Maſſe. Er kann eine ſolche Verſteigerung auch gegen den Willen
des Gemeinſchuldners vornehmen, auch dient eine ſolche Ver
ſteigerung wie eine Verſteigerung im Wege der Zwangsvoll
ſtreckung letzten Endes der Befriedigung der Gläubiger. Sie
deswegen nach S 1 Nr. 8 des Umſatzſteuergeſetzes von der Umſatz
ſteuer zu befreien, geht aber nicht an. Denn Steuerpflichtiger
im Sinne des Umſatzſteuergeſetzes iſt der Träger der wirt-
ſchaftlichen Betätigung, an deren Ausübung das Geſetz die Steuer
knüpft. Das iſt aber nicht der Gemeinſchuldner, ſondern die
vom Konkursverwalter vertretene Maſſe. So betrachtet, iſt die
vom Verwalter veranlaßte Verſteigerung eine freiwillige Ver
ſteigerung, die nach S 1 Nr. 3 ſteuerpflichtig iſt. (Urteil des
Reichsfinanzhofes vom 10. Januar 1928. VIa A 131,22.)

Gegen die Beſteuerung des Geldgeſchäftes in Ungarn. Der
Börſenrat hat dem Finanzminiſterium ein Memorandum
unterbreitet, worin gegen die geplante Maßregelung der Börſe,
namentlich des Geldmarktes, in entſchiedenſter Weiſe Stellung
genommen wird. Es wird, wie aus Budapeſt gedrahtet wird,
darauf verwieſen, daß die Beſteuerung des Geldgeſchäftes die
Geldknappheit nicht beheben, ſondern im Gegenteil noch ver
ſchärfen würde. Das einzige Mittel zur Behebung der Geld
krappheit und zur Sanierung der Börſe wäre die Verſorgung
des Wirtſchaftslebens mit den entſprechenden Geldmitteln und
die weitherzigere Handhabung des Lombardkredites. Geſtern
wurden z. B. für eine Gans-DanubiusAktie im Kurſe von
234 Mill. Kr. höchſtens 2000 Kronen gewährt.

Warenkreditbank, A.-G., Berlin. Abſchluß per 31. Dezember 1922: Einnahmen an Zinſen 1,01 (0,37) Mill. M., an Pro-
viſionen 27,39 (0,96) Mill. M.; dagegen Unkoſten 10,86 (0,52)
Mill. M. Verbleibt ein Reingewinn von 17,54 (0,8) Mill. M.
Daraus 20 (8) Proz. Dividende, ferner u. a. Ueberweiſung an
Reſervefonds 1,023 (0,15) Mill. M., Steuerrücklagen 5 (0,12)
Mill. M., weitere Reſerven 6 (0) Mill. M., Aufſſichtsratstan
tieme 1,6 (0,03) Mill. M. und Vortrag 1,58 (0,06) Mill. M.
Das Geſchäft hat ſich befriedigend entwickelt. Der Geſchäfts
kreis hat ſich bedeutend erweitert, ſo daß die Verwaltung auch
bei dem erhöhten Aktienkapital ein angemeſſenes Ergebnis er
wartet; der bisherige Verlauf des neuen Geſchäftsjahres recht
fertigt dieſe Auffaſſung. Weiter wird die Erhöhung des Aktien
kapitals bis zu nom. 400 Mill. M. beantragt. Ein Konſortium
unter Führung der Firma Sachs, Warſchauer u. Co., Berlin,
iſt bereit, 210 Mill. M. ab 1. Januar t Aktien zu
300 Proz. mit der Maßgabe zu übernehmen, ſie bisherigen
Aktionären im Verhältnis von drei neuen auf eine alte Aktie
zu 350 Proz. anzubieten. Die reſtlichen 120 Mill. M. bleiben
zur Verfügung der Verwaltung. Nach durchgeführ-
ter Erhöhung verfügt die Geſellſchaft, Kapital und Reſerve zu
ſammengerechnet, über etwa 1 Milliarde M. Bilanz: Bank-
guthaben 6,56 (1,05), Debitoren 81,37 (8,89) und Kreditoren
60,68 (3,19) Mill. M.

Silbermark und Reichsbank. Nach dem „B. T.“ erging vor
einiger Zeit an die Reichsbank der Vorſchlag, die lieferungs
pflichtigen Silberbeſtände aus den Zimakſchen Engagements zu
dem inzwiſchen erniedrigten Preisniveau zu übernehmen. Der
Silberpreis ſtellt ſich bei uns jetzt um 15--20 Prozent niedriger.
als auf dem Weltmarkte. Die Reichsbank lehnte jedoch dieſes
Anerbieten ab, da deſſen Annahme das Durchhalten der Silber-
engagements der Börſenſpekulanten nach ihrer Mein in
einer der Allgemeinheit wenig nützlichen Weiſe ermöglicht hä
Was die Frage des Erwerbs der anderweitigen größeren Silber
poſten, die jetzt zum Angebot gelangen, durch die Reichsbank
betrifft, ſo wird von intereſſierter Seite gern hervorgehoben, daß
der Reichsbank durch Ankauf des Metalls die Möglichkeit gegeben
würde, durch Umſchmelzung und Verkauf ins Ausland in gbare Handelsbarren Deviſen hereinzubekommen. Es iſt ſedech

zug auf Grund dex Recovery Act in Frnge


	Hallesche Zeitung
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 146
	 - 
	 - 
	-
	 - 






